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Kassenarztrecht 

 

Der Deutsche Bundestag hat die Petition am 26.11.2020 abschließend beraten und 

beschlossen: 

 

Das Petitionsverfahren abzuschließen, 

- weil dem Anliegen teilweise entsprochen worden ist. 

 

Begründung 

 

Mit der Petition wird eine faire und transparente Bezahlung und adäquate Honorierung 

von Ärztinnen und Ärzten gefordert.  

In diesem Zusammenhang wird die Abschaffung des Regresswesens und des  

DRG-Fallpauschalensystems im Krankenhaus sowie eine unverzügliche Mitteilung von 

Abrechnungsauffälligkeiten durch die Kassenärztliche Vereinigung an die 

Leistungserbringer gefordert.  

Zu den Einzelheiten des Vortrags der Petentin wird auf die von ihr eingereichten 

Unterlagen verwiesen.  

Die Eingabe war als öffentliche Petition auf der Internetseite des Deutschen Bundestages 

eingestellt. Es gingen 248 Mitzeichnungen, 31 Diskussionsbeiträge sowie 16 sonstige 

Zuschriften ein.  

Zu diesem Thema liegt dem Petitionsausschuss eine weitere Eingabe mit verwandter 

Zielsetzung vor, die wegen des Sachzusammenhangs einer gemeinsamen 

parlamentarischen Prüfung zugeführt wird. Der Ausschuss bittet daher um Verständnis, 

dass nicht auf alle vorgetragenen Gesichtspunkte eingegangen werden kann. 

Das Ergebnis der parlamentarischen Prüfung stellt sich auf der Grundlage einer 

Stellungnahme der Bundesregierung wie folgt dar: 

Regresswesen bzw. Wirtschaftlichkeitsprüfungen 
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In der gesetzlichen Krankenversicherung müssen die Leistungen ausreichend, 

zweckmäßig und wirtschaftlich sein; sie dürfen das Maß des Notwendigen nicht 

überschreiten. Leistungen, die nicht notwendig oder unwirtschaftlich sind, dürfen die 

Leistungserbringer nicht bewirken und die Krankenkassen nicht bewilligen (§ 12 Abs. 1 

Fünftes Buch Sozialgesetzbuch – SGB V). 

Diesem Grundsatz folgend haben die Krankenkassen und die Kassenärztlichen 

Vereinigungen nach § 106 ff. SGB V zum einen die Wirtschaftlichkeit der 

vertragsärztlichen Versorgung durch Beratungen und Prüfungen zu überwachen und zum 

anderen nach § 106d die Abrechnung vertragsärztlicher Leistungen auf Rechtmäßigkeit 

und Plausibilität zu prüfen. Zur Erhöhung der Planungssicherheit der Ärztinnen und 

Ärzte, zum besseren Schutz vor Regressrisiken bereits im Vorfeld von Prüfverfahren 

sowie zur Bürokratieentlastung wurden mit dem am 11. Mai 2019 in Kraft getretenen 

Terminservice- und Versorgungsgesetz (TSVG) Änderungen im Bereich der 

Wirtschaftlichkeits- und Abrechnungsprüfungen vorgesehen.  

Hierdurch wird die Attraktivität der vertragsärztlichen Tätigkeit erhöht. Zu nennen sind 

hierbei insbesondere die Verkürzung der Ausschlussfristen zur Durchführung von 

Wirtschaftlichkeits- und Abrechnungsprüfungen auf zwei Jahre, die Ersetzung der 

gesetzlich vorgeschriebenen Zufälligkeitsprüfung von ärztlichen Leistungen durch eine 

Prüfung auf begründeten Antrag, die Aufhebung der Prüfung der Feststellungen von 

Arbeitsunfähigkeit und der Prüfung der Krankenhauseinweisungen sowie der Ausschluss 

der Durchschnittswertprüfung in Gebieten mit bestehender oder drohender 

Unterversorgung oder einem zusätzlichen lokalen Versorgungsbedarf. Insbesondere mit 

der Verkürzung der Ausschlussfristen zur Durchführung von Wirtschaftlichkeits- und 

Abrechnungsprüfungen wird dem Anliegen der Petentin Rechnung getragen. 

Darüber hinaus wird mit dem TSVG auch an weiteren Stellen den berechtigten Interessen 

der Vertragsärzteschaft Rechnung getragen. Die Verbesserung des Zugangs der 

Patientinnen und Patienten sowie eine Verkürzung von unangemessen langen 

Wartezeiten werden insbesondere durch zielgenaue extrabudgetäre Vergütungen 

gefördert. 

Bezüglich der angesprochenen Thematik zur aut idem-Regelung ist darauf hinzuweisen, 

dass Versicherte gemäß § 129 Abs. 1 Satz 6 SGB V die Möglichkeit haben, gegen Tragung 
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der Mehrkosten im Rahmen der Kostenerstattung das verordnete oder ein anderes 

Arzneimittel, das die Austauschvoraussetzungen erfüllt, zu erhalten. 

DRG-Fallpauschalensystem  

Soweit die Petentin das in der stationären Versorgung anzuwendende  

DRG-FallpauschalensystemP in Zusammenhang mit dem Thema Ökonomisierung 

anspricht, ist zu betonen, dass auch in dem 2003 eingeführten pauschalierenden 

Entgeltsystem (DRG-System) die Behandlung der Patientinnen und Patienten nach 

Maßgabe der ärztlichen Entscheidung, z. B. auch unter Heranziehung von Leitlinien, 

erfolgt. Damit einher geht der Vorrang medizinischer Entscheidungen gegenüber 

Entscheidungen unter wirtschaftlichen Kriterien. Allerdings besteht auch für die 

Krankenhäuser aufgrund der Knappheit der Ressourcen die Notwendigkeit, mit den zur 

Verfügung stehenden Mitteln wirtschaftlich umzugehen.  

Mit der Einführung des DRG-Fallpauschalensystems wurde in Abkehr vom sogenannten 

Selbstkostendeckungsprinzip, bei dem die Krankenhausleistungen unabhängig von der 

Qualität und Effizienz der Leistungserbringung ausfinanziert wurden, 

Anreizmechanismen verankert, damit sich Krankenhäuser stärker als zuvor um eine 

wirtschaftliche und qualitativ hochwertige Leistungserbringung bemühen. 

Vor dem Hintergrund des Dargelegten vermag der Petitionsausschuss ein weiteres 

Tätigwerden nicht in Aussicht zu stellen und empfiehlt daher, das Petitionsverfahren 

abzuschließen, weil dem Anliegen teilweise entsprochen worden ist.  

Die abweichenden Anträge der Fraktionen der AfD, DIE LINKE. und von 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die Petition der Bundesregierung – dem Bundesministerium 

für Gesundheit – als Material zu überweisen, wurden mehrheitlich abgeleht. 


